3.2.2.3.  Deindustrialisierung als Faktor der Regionalentwicklung?





3.2.2.3.1.  Deindustrialisierung





Ein Gefühl, daß etwas vorbei ist und ein Danach gerade beginnt dominiert das gegenwärtige Empfinden. „Die Industriemoderne zerfällt. Aber etwas anderes entsteht.“ (Beck 1993, S. 13) Der Niedergang der Großbetriebe im Kreisgebiet, beginnend mit der Schließung der Zeche „Carolus Magnus“ (1962) in Übach-Palenberg,� sich fortsetzend mit der Zerstückelung des Akzo Unternehmens und die Schließung der Zeche „Sophia-Jacoba“ markieren den umfassenden Strukturwandel in der Region. Eine träge Zeitlosigkeit scheint der Region jede Dynamik genommen zu haben - und damit auch jede Entwicklung. Dennoch: Die Phase der ‘Deindustrialisierung’ (Grabher 1988) war voraussehbar, traf un�erklärlicherweise das Gros der Kreisbevölkerung und der Politiker gleicher�maßen unvorbereitet. Politischer Attentismus lag über der Region. Wartezeit. Dann ein abruptes Aufwachen, Alarmstimmung. Das Szenario des industriel�len ‘roll-back’ als Kontinuitätsbruch mit bislang gültigen großtechnischen Ge�wißheiten, droht die wirtschaftliche Potenz im Raum Heinsberg existentiell zu gefährden. Vieles bleibt nicht so, wie man es gewohnt ist und im Grunde für gut befunden hat und keiner weiß so recht, warum das geschieht. „Das neue Schema von globaler Geltung konnte sich unbemerkt in unser Leben einschlei�chen. Wir leben in einer neuen Welt, die von diesen Kräften nach unbekannten Regeln regiert wird, agieren und reagieren aber, als ob nichts wäre, und träu�men noch immer nach den Regeln einer längst nicht mehr gültigen Ordnung und Wirtschaftsstruktur vor uns hin.“ (Forrester 1998, S. 60)





3.2.2.3.2.  Aufgabenstellung: Requalifizierung der Region





„Damit ist jedoch nicht zwangsläufig ein Abschied aus der Industriegesell�schaft verbunden. Die wirtschaftliche Anpassungsdynamik spricht dafür, daß wir auch künftig in einer Industriegesellschaft leben werden. Allerdings wird sich diese Gesellschaft grundlegend neu formieren. Deshalb kann auch die ge�genwärtige Entwicklung nicht als technologisches Phänomen interpretiert wer�den, sondern sie ist ein komplexer Umbruch, der alle Lebensbereiche der In�dustriegesellschaft betrifft. (Kruse 1990, S. 7ff.) Die alte Weltordnung nach in�dustriellem Gusto ist passé, ihre strukturierende Kraft aufgebraucht. „Wir leben zwar noch in einer nationalistisch organisierten Industriegesellschaft, aber wir leben auch schon nicht mehr in ihr.“ (Beck 1994, S. 22) Die Modernisierung der Moderne vollzieht sich nach eigenen Regeln und Maßstäben. Die Tradition der Industriegesellschaft, verstanden als „Linearitätsmodell ... fortschritts�gläubiger Immer-weiter-Modernisierung“ (S. 38) verläßt die Bahn ökonomi�scher Berechenbarkeit. „Das Tabu, das damit gebrochen wird, ist die still�schweigende Gleichsetzung von Latenz und Immanenz sozialen Wandels. Daß der Übergang von einer Gesellschaftsepoche in eine andere sich unpolitisch und ungewollt, vorbei an allen politischen Entscheidungsforen, Konfliktlinien und parteipolitischen Kontroversen vollzieht, widerspricht dem demokratischen Selbstverständnis dieser Gesellschaft.“ (S. 23)


Änderungen erscheinen immer bedrohlich und für viele sind sie es auch wirk�lich. Dem Bedrohlichen einen Namen zu geben, ist ein probates Mittel, diffuse Ängste zu bannen. Dazu eignet sich das Schlagwort der Globalisierung beson�ders gut. Jeder macht sich eine eigene Vorstellung darüber, welche Indikatoren dem Phänomen der Globalisierung zugeordnet werden können. Trotzdem oder gerade deshalb, der Konstitutionierungsprozeß - genannt reflexive Modernisie�rung - umspannt bereits den Globus. Logischerweise wäre nun der Begriff der Globalisierung zu erläutern, und so fortzufahren ergibt sicherlich Sinn. Aber diese Ausführungen führen thematisch zu weit ins Unwägbare, denn eine Dia�gnose könnte schließlich nur lauten, alles ist im Fluß, alles ist im Wandel be�griffen!


Klar zu sein scheint nur soviel, die Globalisierung ist selbst nur eine Folge die�ser Entwicklung und nicht die Ursache.� Deshalb soll die Perspektive wieder auf den ländlichen Kreis gerichtet werden, geschaut werden, was dort geschieht oder eben nicht geschieht. Denn die weitere Folgerung lautet, „daß die Zuord�nung von Räumen, Nutzungen und Entwicklungsgeschwindigkeiten in Bewe�gung geraten ist. Es kommt zu einer stärkeren Entfaltung der Konkurrenz von Räumen und damit entsteht das Bedürfnis, den ‘eigenen’ Raum von anderen abzugrenzen.“ (Ipsen 1997, S. 75) Hier rücken nicht Global- sondern Partiku�larstrukturen ins Blickfeld.


Festzementiert geglaubte Fundamente wanken. Einen Weg zurück in die alten Sicherheiten gibt es nicht mehr.� Die Erwartungen der Menschen „sind zum einen gekennzeichnet durch die Hoffnungen, daß, wenn auch erst nach einer (längeren) Krise, sich der frühere Zustand wiederherstellen werde, zum anderen durch das diffuse und latente Gefühl, daß genau dies nicht mehr möglich sein werde.“ (Dettling 1995, S. 43)





3.2.2.3.2.1.  Fragestellung: Neue Regionalpolitik?





Die Vertreter und ‘Macher’ der Politik sehen dem Geschehen mehr oder weni�ger hilflos zu. Sie driften, wie sie konsterniert registrieren, von zentaler Posi�tion an die Peripherie. Diese Entwicklung wurde am Beispiel der Zechen�schließung umrissen, aber die Entmachtung des politischen Systems her�kömmlicher Machart hat tieferliegende Strukturen. Es sind insbesondere die sichtbaren Probleme, die den Glanz und die Wirkmächtigkeit der Raumbilder der Moderne abblättern und stumpf werden lassen. Die Politik ist entzaubert, sie ist nicht mehr Hoffnungsträger und verliert somit ihre hegemoniale Stel�lung. „Modern zu sein, war (und ist zum überwiegenden Teil heute noch) das politische Ziel. Gerade die fordistische Moderne ist jedoch in die Krise geraten, und diese Krise läßt die Räume, die sich dem Modell der Moderne zugewandt haben, nicht los, sie bindet die Kräfte und vor allem die Phantasie.“ (Ipsen 1997, S. 34) Dabei steht die Qualifizierung der Region als wichtige post-for�distische Aufgabe an, die gerade viel politische Phantasie, Verfahrenskreativi�tät und Gestaltungsfähigkeit erfordert. „Die kommunalen Gebietskörperschaf�ten müssen ... nach neuen Wegen und Feldern suchen, um gleichzeitig mit dem Kampf um internationale Wettbewerbsfähigkeit den sozialen Frieden und die kulturelle Identität zu erhalten. (Sieverts 1998, S. 160)


Beinahe zwangsläufig kommt in diesem Spannungsbogen der moralische Aspekt als Bewertung der exekutiven Tätigkeiten ins Spiel. „Der Fortschritt der Vernunft nimmt selbst unvernünftige Züge an: Die ökonomische und soziale Entwicklung gerät in Schwierigkeiten, die krisenartig die Stabilität des sozialen Bandes bedrohen; das politische Handeln erweist sich angesichts zunehmender Bürokratisierung den drohenden Krisen als kaum mehr gewachsen. Der Mensch fühlt sich diesen fatalen Entwicklungen hilflos ausgeliefert.“ (Schönherr-Mann 1996, S. 11f.) Dessen ungeachtet setzt Politik beharrlich und mit fatalem Trotz nahezu ausschließlich auf veraltete wirtschaftspolitische In�strumente, propagiert eingefahrene Muster und zieht die ‘alten Register’. Flan�kierende Fördermaßnahmen seien notwendig, heißt es, um die Umweltbedin�gungen für Betriebe - soweit dies im Rahmen steuerungspolitischer Vorgaben möglich erscheint - positiver zu gestalten. Die Lehrbuchweisheit lautet schließ�lich: „Eine Volkswirtschaft funktioniert nur, wenn der Staat den ‘Wirtschafts- und Lebensraum’ sichert.“ (Afhelt 1997, S. 68) Dann sorgt die Wirtschaft schon für den erstrebten allgemeinen Wohlstand, so das Kalkül der Anhänger der klassischen Marktwirtschaft. Doch die ‘Marktwirtschaft entläßt ihre Kin�der’ (Afhelt 1997), der unterstellte Kausalzusammenhang ist zerbrochen. Es reicht nicht mehr aus, wenn Politik vertrauensvoll abwartet bis der Auf�schwung im Marktgeschehen die Probleme löst. Irritiert beginnt man allmäh�lich, über die Grenzen der Regionen hinweg zu schauen.� 


Obwohl ein schlüssiges Konzept nicht zur Verfügung steht ist doch irgendwie erahnbar, daß die Grenzen aller Maßnahmen im Bereich der regionalen Wirt�schaftspolitik eng mit der überregionalen Entwicklung der Märkte korrelieren. Und es ist auch irgendwie richtig, gemäß der Devise zu planen, daß „die beste regionale Wirtschaftspolitik ... immer noch eine globale Wirtschafts- und Ar�beitsmarktpolitik“ (Gatzweiler 1986, S. 41) ist. Regionalpolitik ist dabei das entscheidende Stichwort. Der Regionalbegriff indessen verdeutlicht ein duales Prinzip, in dem „sowohl die infrastrukturellen Gegebenheiten einer Region, wie die Einstellungen und Bedeutungsmuster der Bevölkerung ... relevante Einflußgrößen darstellen.“ (Gängler 1990, S. 167)� Stiens kritisiert berechtig�terweise die einseitige Fixierung staatlicher Förderstrategien auf wirtschaftliche Aspekte. Regionalisierung von ‘oben’ - betrieben von zentralstaatlichen Fach�politikern - vernachlässigt außerökonomische Entwicklungsgrundsätze und ge�langt deshalb nicht selten zu unangemessenen Beurteilungen. Vielmehr gilt es diese Schieflage abzutragen, ersatzweise regionseigenes Entscheidungspoten�tial, regionale Selbständigkeit und lokale Initiativen zu berücksichtigen und zu fördern (Stiens 1984). Regionalisierung lediglich als wirtschaftliches Projekt definiert, „wendet sich nicht nur gegen die Stadt, sondern auch gegen das Dorf und gegen die wirkliche Region. Der gleich- und glattmachende Hobel der Regionalisierung läuft auf eine Flächenurbanisierung ... hinaus. Jedes Dorf wird Stadt, alles wird gleich.“ (Hoffmann-Axthelm 1996, S. 49)� Unter dieser Perspektive bedeutet Dezentralisierung als Voraussetzung für Regionalisie�rungstendenzen nur eine entwicklungsreduzierende Variante, bedeutet Blockie�rung statt förderlicher Kulisse�.


Verfolgen wir zunächst diese Linie und erkennen, daß es unter den gegenwär�tigen Krisenlagen Sinn macht, wenn staatliche Verantwortung wirkungsrele�vant und mit dem notwendigen ordnungspolitischen Ermessensspielraum aus�gestattet in die einzelnen Regionen zurückgegeben wird. Dezentralisierung von Kompetenzen ist die Grundlage für eine Regionalpolitik, die notwendige Ko�ordinations- und Bündelungsfunktionen übernimmt, um im regionalen Diskurs fördernde Bedingungen setzen zu können. Als Grundlage von Regionalpolitik ist eine enge Kooperation mit örtlichen Behörden, Betrieben, Bürgern und an�deren Einrichtungen zu konstatieren. „Für die regionale Politik ist die Partizi�pation sowohl aus politisch emanzipatorischen Aspekten wie auch aus sachli�chen Gründen wichtig.“ (Kruse 1990, S. 174) Um raumordnungspolitischen Ansätzen Effizienz zusprechen zu können, sind allerdings noch grundlegende Koordinationsprobleme im Rahmen einer Funktionalreform zu bewältigen. Die übergeordneten Fachressorts (vertikale Zuständigkeit) müssen den regionalen Planungsträgern (horizontale Ebene) Kompetenzen abtreten. „Dabei ist festzu�stellen, daß mehr als Einzelelemente einer Arbeitsdefinition dessen, was ei�gentlich eigenständige regionale Entwicklung sein soll, derzeit nicht vorliegt.“ (Richter/Schmals 1986, S. 218) Von einer solchen notwendigen politischen und administrativen Reform der Regionen ist die Wirklichkeit noch weit entfernt. „Regionalplanung in Deutschland stagniert, intellektuell-wissenschaftlich, ver�waltungsmäßig und vor allem politisch.“ (Sieverts 1998, S. 143) Dieser Weg ist deshalb einstweilen als utopisch oder doch als zu langfristig zu bewerten.


Wenn dem so ist, dann stehen in der Region die Träger Öffentlicher Belange (TÖBs) nach wie vor in maßgeblicher Verantwortung, staatliche Politik effizi�ent und praktikabel umzusetzen. Denn Problemwahrnehmung allein ändert zu�nächst kaum etwas. Was fehlt sind wirkungsvolle, politische Programme und Steuerungsinstanzen. Bürokratien ändern sich nur sehr langsam. Zu fragen ist insbesondere, können verwaltungskonforme Institutionen (Apparate) diese Aufgabe bewältigen? Denn ein grundsätzliches Dilemma besteht weiterhin in der Diskrepanz zwischen den Steuerungs- und Organisationsmodellen der Ver�waltungen (traditionelle Denkstrukturen, hierarchische, regelgebundene Ent�scheidungsstrukturen, wenig Flexibilität)� und den flexiblen Systemen mo�derner Marktwirtschaft. „Eine arbeitsteilige Großbürokratie ist aufgrund ihrer inneren Struktur auf Konstanz gesellschaftlicher (und wirtschaftlicher) Ver�hältnisse angelegt. Nur unter diesen Bedingungen ist eine Vorhersehbarkeit ge�geben, die eine umfassende Regulierung möglich macht.“ (Kruse 1990, S. 87) Diese Prämisse ist genau nicht gegeben. Staatliche Dienste verlieren buchstäb�lich dann ihre Leistungsfähigkeit, wenn die Grundvoraussetzungen ihrer origi�nären funktionalen Bestimmung obsolet werden. Starre Bürokratien stehen den Wandlungsprozessen des ‘flexiblen Kapitalismus’ (Sennett 1998) deshalb weit�gehend hilflos gegenüber.








3.2.2.3.2.1.1.  Förderpolitik





Innerhalb dieses begenzten und begrenzenden Feldes möglicher struktureller Politikgestaltung, ist dennoch für das Untersuchungsgebiet des Kreises Heins�berg festzustellen, daß mittlerweile Anzeichen vernehmbar sind, die als Reak�tion auf den sich vollziehenden Umstrukturierungsprozeß verstanden werden können. Beispielsweise wurde 1978 eine Wirtschaftsförderungsgesellschaft konstituiert, die als eigene Rechtsperson - organisiert als flexible GmbH - öf�fentlich wirken soll mit der Aufgabenstellung, Entwicklungspotentiale zu er�schließen. Intermediär angelegt, zwischen staatlichen Vorgaben und regionalen wirtschaftlichen Bestrebungen koordinierend, nimmt die Wirtschaftsförde�rungsgesellschaft eine Schnittstellenposition ein. Ihre konkreten Aufgaben er�schöpfen sich nicht nur darin, über Förderprogramme zu informieren und Pro�jekte zu unterstützen, sondern Ziel soll es sein, quasi ein regionales ‘Stand�ortmarketing’ (Kruse 1990) in enger Zusammenarbeit mit den Kommunen und Betrieben zu konzipieren. Die durch Landesförderung ermöglichte ‘Technolo�gie-Initiative Kreis Heinsberg’ konnte 1996 - erstmals in NRW - als freiwilliger Kooperationsverbund der Technologie-Transferstellen und Institutionen in ei�nem Kreisgebiet realisiert werden. „Grundlage ist alle Förderung des Landes für die Transferaußenstellen der RWTH Aachen in Geilenkirchen und der Fachhochschule Aachen in Hückelhoven sowie der Technischen Entwick�lungsgesellschaft in Geilenkirchen. Vierter Partner der Technologieinitiative ist die Wirtschaftsförderungsgesellschaft für den Kreis.“ (AZ, 20.01.1998) Da�neben ist ein Austausch mit bereits vorhandenen Gründer- und Technologie�zentren (GSZH), Beratungszentren (z.B. ESC), diversen Industrie- und Gewer�beparks, sowie dem zentralen Touristikbüro (HTS) obligat. „Beim Wettbewerb der Kommunen ... um ansiedlungswillige Betriebe warb der WFG-Chef für ei�nen ‘fairen Umgang miteinander’. Dabei gehe der Kreis nach folgenden Krite�rien vor: faire Einbeziehung aller geeigneter Standorte im Kreis. Städte und Gemeinden genießen bei eigenen Projekten Wettbewerbsschutz. Bleiben Städte und Gemeinden bei eigenen Bemühungen erfolglos, wird die WFG des Kreises eingeschaltet, um eine entsprechende Ansiedlung beziehungsweise eine dro�hende Verlagerung zu erhalten.“ (HS-Woche, 3.05.1995)�


Aber diese Einwicklungsvorstellung hat eine deutlich ausgeprägte Kehrseite: „Hier greifen symbolische Strategien, welche die reale Ohnmacht der Politik angesichts grenzenloser Dominanz des Ökonomischen kaschieren und zur all�gemeinen Beschwichtigung eingesetzt werden.“ (Lindner/Breyvogel 1998, S. 277) So kritisiert Marten (1997.) die universelle Austauschbarkeit dieser ‘rund�erneuerten’, aus Raum- und Stadtplanerperspektive längst nicht mehr innova�tiven Ideen (Technologiezentren, Industrieparks u.a), denen seit langem schon der Ruch modischer Instrumentarien anhängt.� Als Planer weiß er um die allzu leichtfertige Akzeptanz dieses formalen und scheinbar universellen Kon�zeptes, dessen Wirkungen allzu oft überschätzt werden. Ähnliche Projekt stel�len sich immer dar als ‘Zentrum für Innovationen’, dem gewöhnlich allseits wohltönend strategische Beiträge zum Aufbau einer wirtschaftsnahen Infra�struktur wolkig zuerkannt werden. Der Typus Lokalpolitiker skizziert dann schließlich und endlich - immer und überall - Zukunftsperspektiven, äußert Hoffnungen auf eine ‘Trittbrettchance’ (hier vom Technologiestandort Aachen) und beschwört eigene Initiativen und die Realisierung endogener Potentiale der Region. „Der Zwang, schnelle Lösungen präsentieren zu müssen, lenkt von den eigentlichen Problemen ab, beugt jeder Klarschicht vor und lähmt die Kritik. ... Das Hauptaugenmerk richtet sich darauf, die Dinge zu verfälschen, zu umge�hen und zu vermeiden, doch das Entscheidende wird dabei nicht angesprochen. Aber was noch schlimmer ist: Man hält die Probleme für gelöst.“ (Forrester 1998, S. 76f.)


Ein Schema wird deutlich, das sich ständig wiederholt und somit den mutmaß�lichen Wettbewerbsvorteil konkurrierender Räume wieder nivelliert.� So auch im Kreis Heinsberg. Tatsächlich fußen die bescheidenen Erfolgsmeldungen der regionalen Wirtschaft (Stoll Com AG in Erkelenz, TA Telearbeit in Geilenkir�chen, das Siemens Bahnprüfzentrum in Wegberg u.a.) wesentlich auf Förder�programmen. „Der Kreis Heinsberg war im Jahr 1997 der deutliche Schwer�punkt des regionalen Wirtschaftsförderprogramms Nordrhein-Westfalen im Regierungsbezirk Köln. So wurden im Kreis Heinsberg im vergangenen Jahr zur wirtschaftlichen Stärkung von kleinen und mittleren Unternehmen 29.152.400 DM aus Fördermitteln zur Verfügung gestellt.“ (AV, 12.02.1998)� Damit ist deutlich die Gefahr einer kontraproduktiven Tendenz zur Abhängigkeit von staatlichen Alimentierungen aufgezeigt. Die eigenen Kräfte werden falsch eingeschätzt. Auf diesen ‘Geldregen’ sich stützende Ent�wicklungskonzepte implizieren Blockierungsmomente spätestens dann, wenn morgen entsprechende Förderungen nicht mehr zur Verfügung stehen. Erfor�derliche Flexibilität in den Strategien zur Raumentwicklung darf nicht mit schlichter Mobilität verwechselt werden. Aber exakt diese Gleichsetzung wird betrieben.





3.2.2.3.2.1.2.  Verkehrspolitik





Demgemäß bildet die Verkehrserschließung die wichtigste Vorgabe einer flä�chendeckenden Modernisierung. Flankierend und den Trend stützend, wird ins�besondere der Ausbau der A 46 in Ost-West-Richtung vorangetrieben. Ver�kehrswegen� wohnt offenbar eine besondere Symbolkraft inne. „Heute be�trachten wir die Straße als grundlegendes Element der nationalen oder regiona�len Infrastruktur. ... Sie repräsentiert eine Ordnung, die sowohl die politische als auch die wirtschaftliche Ordnung transzendiert.“ (Jackson 1998, S. 103f.) 1963 begannen die Planungen für die Selfkantautobahn. 1979 konnte die A 46 bis Hückelhoven fertiggestellt werden, um schließlich nach weiteren 17 Jahren an die westlichen Gebiete des Kreises anzuknüpfen. Anläßlich der Eröffnung dieses 10,5 km langen Teilstückes (26.02.1996) gaben politische Repräsentan�ten ihren Erwartungen und Hoffnungen Ausdruck: „Die Redner von Bund und Land unterstrichen die Bedeutung der ‘Selfkantstraße’ angesichts der auslau�fenden Kohleförderung der Zeche Sophia-Jacoba im kommenden Jahr. Die Autobahn sei nun das ‘belebende Element’ für den Strukturwandel in der Re�gion. Sie soll dazu beitragen, daß ‘neue Arbeitsplätze dort entstehen, wo die Menschen ihre Heimat haben’. Damit die ‘Selfkantautobahn’ eine echte Euro�pastraße wird, werden zur Zeit intensive Gespräche mit den Niederlanden über einen Anschluß an das dortige Fernstraßennetz geführt.“ (Super Mittwoch, 28.02.1996)


Das Argument nachhaltiger beschäftigungspolitischer Effekte legitimiert ein Verkehrsprojekt, dessen Sinn und Nutzen allerdings konträr diskutiert wird. Die klassische Verkehrsplanerformel Verkehrsweg = Verkehr = Wohlstand (Marten 1997) geht nicht immer auf. Allzu oft stellen sich unerwünschte Rück�kopplungseffekte ein, die in ihrer Summation nur als dysfunktionale Infra�strukturplanung charakterisiert werden können.� Entsprechend kritische Kom�mentierungen sind auch der Lokalpresse zu entnehmen.


�


Die A 46 als Anbindung an das Fernstraßennetz.





„Wirtschaftliche Impulse oder Ärger - was bringt die Fortführung der Auto�bahn? Entwickelt sie sich zur vierspurigen Lebensader des Kreises Heinsberg oder wird sie zur Transitstrecke von den Niederlanden ins Ruhrgebiet? Trägt sie zur Entlastung vielbefahrener Straßen bei oder wird sie neue Verkehrspro�bleme heraufbeschwören?“ (Super Mittwoch, 21.02.1996)�


3.2.2.3.2.2.  Region als Gemeinwesen?





Zu wenig Aufmerksamkeit wird den individuellen Lebenslagen der Bevölke�rung geschuldet. Individuelle Lebensplanungen kreuzen sich in dieser Um�bruchphase mit wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Entwicklungen im definierten Raum. Als basale Prämisse fehlt noch die Entdeckung des sozialen Faktors für den Erfolg einer Region. „Die Institutionen und ihre starren Regeln sind noch widerspenstig. Politikverdrossenheit drückt demnach nicht Verdros�senheit gegenüber dem Politischen aus, sondern Unmut gegenüber Institutio�nen, die über keine Synapsen verfügen, an denen sich die gleiche Urteilskraft zum Austausch andocken könnte.“ (Sieren 1994, S. 118)


Im bisherigen Modell des „ordnungspolitischen Dualismus war die Gesell�schaft nicht vorgesehen. Sie war ein leerer Raum, genauer: sie begegnete den Menschen vorzugsweise als Wirtschaft oder als Staat. Die Gesellschaft wurde konzeptionell betrachtet als ein Ort, an dem Probleme entstehen, von dem für die Wirtschaft oder für den Staat gefährliche Entwicklungen ausgehen können, die die Wettbewerbsfähigkeit, die innere Sicherheit, die gemeinsamen Wert�grundlagen bedrohen. Sie wurde nicht gesehen als Ort und als Chance, soziale Lösungen zu produzieren, Initiative und Engagement zu wecken und die Men�schen zu kooperativem Handeln zusammenzubringen.“ (Dettling 1995, S. 62f.) Herausbilden muß sich daher ein neues Mischungsverhältnis zwischen staatli�cher und gesellschaftlicher Verantwortung. Die Alternativen des more or less staatlicher Reglementierungen stellen sich ernsthaft nicht mehr.� Die Gestal�tungsspielräume sind mit dem Vertrauensverlust in den Staat und seine Institu�tionen dahingeschmolzen. Im Überwinden des Aspektes der bevormundenden Betreuung bildet sich eine neue Chance ab, eine kompetitative und sozial pro�duktive Gesellschaft zu fördern. Diese Zielperspektive ist noch wenig ausdif�ferenziert und bislang in nur wenigen Köpfen präsent. Gleichwohl lohnt es, diesen Gesichtspunkt aufzunehmen: „Gesellschaften beschreiben sich als Ein�heit im Horizont kulturell erzeugter, normativ bestimmter kollektiver Identitä�ten; und die Funktion von Institutionen ist es dann, diese normativen Bezugs�punkte in den andererseits eigensinnigen Handlungslogiken gesellschaftlicher Subsysteme präsent zu halten oder mit individuellen Handlungsplänen und -vollzügen zu vermitteln.“ (Schmalz-Bruns 1994, S. 159) Institutionen gewin�nen unter dieser Perspektive ihre Legitimation als ‘Vermittlungsinstanzen kul�tureller Sinnproduktion’ (Parsons 1990). Welcher Sinn ist aber dem einzelnen vermittelbar, wenn gleichzeitig die Feststellung getroffen werden muß: „Das System strahlt Gleichgültigkeit aus. Es tut dies bei den Ergebnissen menschli�chen Strebens ebenso wie auf den Märkten des Alles oder Nichts, wo es kaum eine Verbindung zwischen Risiko und Belohnung gibt. ... Solche Praktiken vermindern für alle sichtbar und brutal das Gefühl persönlicher Bedeutung, das Gefühl für andere notwendig zu sein.“ (Sennett 1998, S. 201) Unterhalb der Firnis neuer Schlagworte hat weiterhin Bestand, daß die kompromißlose Marktwirtschaft keine nicht-ökonomischen Kriterien in ihrer Logik zuläßt.� Wie anders kann eine Bewertung lauten, ‘wenn aus Arbeit Abfall wird’? (Bardmann 1994) Etwas provokativ formuliert ist deshalb zu vermitteln, daß das Ende der Illusion ‘Arbeit für alle’ gekommen ist. „Darum kann Politik nicht weiter Schleier, sie muß in Zukunft Spiegel sein.“ (Ulrich 1997, S. 100) Denn die Zuspitzung der Berufslaufbahnen erfaßt immer häufiger auch die Mittelschicht.� „Die schrumpfende Größe der Elite macht die Lebensleistung immer schwieriger. Der Markt, auf dem der Gewinner alles bekommt, wird von einer Konkurrenz beherrscht, die eine große Zahl von Verlierern erzwingt. Betriebsverschlankungen und Umstrukturierungen setzen die Mittelschicht plötzlichen Katastrophen aus, die im frühen Kapitalismus sehr viel stärker auf die Arbeiterklasse begrenzt waren.“ (Sennett 1998, S. 159f.) Es gilt zu realisie�ren, daß unsere Wachstumserwartungen bezähmt werden müssen. Wenn diese Tatsache so offensichtlich ist, dann müßte es doch möglich sein, über diese Selbstbeschränkungen den Diskurs zu eröffnen. „Die Perspektive rückläufigen Wohlstands indessen wird ... dämonisiert und in die Sphäre des Unaussprech�baren verbannt. Eben das aber ist die Perspektive, auf die es ankommt, wenn die Wende zum Weniger politisch bewältigt werden soll.“ (Ulrich 1997, S. 52)


Wenn das ökonomische System sich im Wandlungsprozeß aus seiner gesell�schaftlichen Verantwortung verabschiedet, kann der Auftrag der Sozialpolitik nicht ausschließlich in der sozialen Flankierung dieser Entwicklung bestehen. Es macht keinen Sinn ein Socialdumping, das der Wiederkehr des Sozial�chauvinismus Tür und Tor öffnet zu unterstützen. Auch unter dieser Warte wird ersichtlich, daß eine Reduzierung des Strukturwandels auf wirtschaftliche Themen zu kurz greift. Soziale Politik wird deshalb nicht überflüssig, „sondern ihr Gestaltungsauftrag wird umfassender. ... (Sie) muß sich an der Konstruktion neuer, tragfähiger Organisationsformen beteiligen und Menschen befähigen, ihre Lebenszusammenhänge neu zu konstruieren. ... Die Einlösung dieser Rechte und die Organisation der Lebensgrundlagen sind weder vom Markt noch vom Staat zu erwarten.“ (Elsen 1998, S. 284)


Menschen bleiben weiterhin einer sozialen Wirklichkeit in Gemeinschaft mit anderen verbunden. „Wenn Solidarität Basis neuer, lebensgerechter Lösungen ... sein soll, ist sie Gegenentwurf zur Konkurrenzdominanz des Systems. Sie muß emanzipatorischen Charakter im Sinne der Befreiung aus entwürdigenden Abhängigkeiten und Funktionalisierungen haben und ist so auch immer Wi�derstandsmoment. Eine erneuernde Kraft von Solidarität in Relation zu Markt und Staat kann nur von einem starken eigenständigen lebensweltlichen Bereich ausgehen.“ (Elsen 1998, S. 98f.) Orientierung ist nötig, um den Menschen für diesen Nahbereich zu aktivieren, um einer Verarmung der unmittelbaren Um�welt begegnen zu können. Entsprechend groß ist die Enttäuschung. „Diese Si�tuation äußert sich in einem verstärkten Rückzug ins Private, in die kleine, si�chere Welt im Neubaugebiet am Rande eines Dorfes oder in die Idylle eines re�novierten Fachwerkhauses. Gerade der Rückzug in den Terror der Intimität, wie Sennett das nennt, wirkt als ironisches Spiegelbild der Modernisierung, die unter dem Banner der Offenheit und des Fortschritts angetreten ist. Konflikt und Rückzug blockieren die Phantasie für neue Entwicklungspfade, lähmen Menschen und Politik.“ (Ipsen 1997, S. 49)


Gegenwärtig tragen Politik, Kommunen, Institutionen und Wirtschaft eher dazu bei, die Menschen in der Region zu desorientieren. Gerade die Institutionen (auch die Kirchen), die für Verbindlichkeit und Verpflichtungen sorgen könn�ten werden schwächer. „Um die sich ergänzenden Vorteile einer raumfunktio�nalen Arbeitsteilung in der Region voll nutzen zu können, bedarf es der Ver�knüpfung der gesondert entfalteten Standortbegabungen der verschiedenen Teile der (ländlichen, A.F.) Region zu einem sich ergänzenden Ganzen. Noch versucht jede Gemeinde in der Region, mehr oder weniger das Gleiche anzu�bieten. Der Vorteil, Bestandteil einer raumfunktional arbeitsteiligen (ländli�chen, A.F.) Region zu sein, in der örtliche Identitäten als Stärke ins Spiel ge�bracht werden, werden noch kaum wahrgenommen, weil man kein inneres Bild der (ländlichen, A.F.) Region hat.“ (Sieverts 1998, S. 74) Das Unbekannte ist das Bildlose, das weder wahrnehmbar noch bewertbar scheint. „Nur das, was sich zu erkennen gibt, ermöglicht Prozesse der Identifikation.“ (Ipsen 1997, S. 108) Die neue Gestalt ist noch nicht faßbar, die materielle und symbolische Umgestaltung des Raumes steckt in der Auseinandersetzung um alte und neue Konzepte fest. Das „Raumbild der ‘Nachmoderne’ wirkt ... (deshalb, A.F.) brü�chig: Ein rationalisierter Alltag wird von einem nicht selten seriell erstellten ‘traditionellen’ Gefühlsmantel umgeben.“ (S. 66)





3.2.2.3.3.  Region kann nur werden





Was längst offensichtlich geworden ist: „Das modernistische Programm einer ‘Anpassung des Landes’ an den ‘Fortschritt der urbanen Metropolen’ ist deut�lich an seine Grenzen gestoßen, ebenso offenkundig ist auch die Fragwürdig�keit des zivilisationskritischen Postulats der ‘Bewahrung’ ländlicher Kultur und Werte.“ (Gängler 1990, S. 168)


Bogner (S. 289) bemerkt 1984 - aus heutiger Perspektive etwas naiv: „Unzu�friedenheit darf nicht zum Resignieren oder gar Weggehen führen, sondern soll Kräfte, Mut und Optimismus auslösen. Das ist erreichbar, je größer die Hilfe der öffentlichen Hand zur Selbsthilfe wird.“ Nur weiß dieselbe Hand heute längst nicht mehr, in welche Richtung sie weisen soll. Das ist auch nicht mehr nötig. Zwar soll unter dem Schlagwort der Kommunitaristischen Idee der nahe Lebensbereich der Menschen gesunden. Aber ein fächendeckender und damit wieder normierender Kommunitarismus mit seinen moralisierenden Attributen (Vertrauen, Verantwortung, Verpflichtung auf ein kollektives Streben) ist keine sinnvolle Alternative zur Pluralisierung der Lebenswelten.� Denn Pluralisie�rung fordert eine Hinwendung zur lokalen, kleinräumlichen Dimension: „Je mehr Menschen an der Gestaltung ihres Nahbereichs ... mitwirken können, ... desto zugehöriger werden sie sich auch der Nachbarschaft, der Gemeinde, dem Gemeinwesen (der Region, A.F.) fühlen und sie positiv beurteilen: Geistige Orientierung beschreibt somit einen aktiven Vorgang.“ (Dettling 1995, S. 17) Damit würde sich das Maß an Freiheit für den einzelnen in der Gemeinschaft erhöhen. Denn je größer der Freiheitsgrad ist, desto reichhaltiger sind die Wahlmöglichkeiten und desto eher ist auch die Chance gegeben, für die eige�nen Handlungen Verantwortung zu übernehmen (von Foerster/Pörksen 1998). Frei nach Hoffmann-Axthelm (1996) gilt auch für den Regionalgedanken: Re�gion kann nur werden. Worauf es bei der Initiative einer Aktivierung ankommt, ist dies, das Werden möglich zu machen. Also nicht die Region planen, sondern die Freiräume ihrer Entstehung. Konsequenz: Der Regionalpolitiker gibt die unrealistischen Position des ‘Regionalschöpfers’ auf. Ermöglicht werden soll vielmehr durch offenen Diskurs, daß viele eine Chance haben sich zu beteili�gen. Regionalisierung darf deshalb nicht ausschließlich als Integrationskrite�rium mißverstanden werden,� sondern soll Individualisierung und Gemein�schaftssinn gleichermaßen fördern. „Ein Leitbild ist wie eine Landkarte, mit der wir versuchen, uns in der Welt zurechtzufinden. Orientierungsschwierig�keiten treten immer dann auf, wenn wir versuchen, uns mit veralteten Karten in einem ‘Gelände’ zu orientieren, das sich verändert hat.“ (Dettling 1995, S. 65) Die Wahrnehmung des Lebensraumes bzw. die räumliche und soziale Umge�staltung desselben setzt Interesse und ein kritisches Potential bei den verschie�denen Soziosphären� voraus. „Es muß deswegen ein Zusammengehörigkeits�gefühl gefördert werden, damit ein lebendiges Bewußtsein davon entsteht, daß die (ländliche, A.F.) Region mehr ist als die Summe technischer Zweckver�bände und eifersüchtig konkurrierender (Gemeinden, A.F.). Ein solches Be�wußtsein kann nicht theoretisch erzeugt werden, sondern es kann nur mit dem Bedürfnis nach Stolz auf die Region als eigene Heimat und der damit verbun�denen Neugier auf eine langfristige ‘Erforschung’ der Region wachsen: Es muß Interesse an eigenem Lebensraum, es müssen Anreize für einen innerregiona�len ‘Tourismus’ entwickelt werden.“ (Sieverts 1998, S. 77)


Relativierend wirken sich sicherlich Individualisierungstendenzen aus, die wie beispielsweise Rosenmayr/Kolland (1997, S. 258) darlegen, dennoch Platz las�sen für paradoxe Prozesse indem sie zur „Homogenisierung der Ausgangsba�sen für Lebenslagen und der Individualisierung der Lebensführung“ führen. Beck (1993, S. 161) verdeutlicht den Mechanismus des Meinungspluralismus, der nicht als geschlossen kollektivistisch, sondern als zeitlich und thematisch begrenzter Zusammenschluß atomisierter Individuen zu denken sei: „Die In�dividualisierung politischer Konflikte und Interessen heißt also: nicht Desen�gagement, nicht ‘Stimmungsdemokratie’, nicht Politikmüdigkeit. Aber es ent�steht ein widerspruchsvolles Vielengagement, das die klassischen Pole des po�litischen Spektrums mischt, kombiniert, so daß jede(r) - zu Ende gedacht - zu�gleich rechts und links, radikal und konservativ, demokratisch und undemo�kratisch, ökologisch und antiökologisch, politisch und unpolitisch denkt und handelt. Jede(r) ist Pessimist, Passivist, Idealist, Aktivist mit Teilaspekten sei�nes existentiellen Selbst. Was aber nur bedeutet: Die gängigen Politikkoordina�ten - rechts und links, konservativ und sozialistisch, Rückzug und Teilhabe - stimmen und greifen nicht mehr.“ Was bleibt und weiterhin wichtig bleiben wird sind die sozialen und politischen lokalen Gemeinschaften für die Selbst�achtung der Menschen der Region, die neue Bedeutung gewinnen können.


Von den ‘befestigten Gestaden lokaler Lebenswelten’ (Münch 1998) aus, ist diese Verortung zu denken. „Ohne daß dies für die politischen Akteure selbst zunächst erkennbar ist, prallt das Gewöhnliche, das Flüchtige, das Gewirr von Wahrheiten und Gerüchten anders zusammen. In unterschiedlichen sozialen Kontexten, aufgeladen von unzähligen Interessenlagen, bilden sich noch labile, aber schon eigensinnige Koalitionen, verstreute Nester neuer Haltungen, Erfin�dungen“ (Sieren 1994, S. 120), die sich optional vernetzen könnten. Aber Soli�darität ist ein knappes Gut. Der Begriff Solidarität „verweist auf das, was eine Gruppe oder Gesellschaft zusammenhält, was sie solide macht. Ohne Solidari�tät kann eine Gesellschaft nicht existieren: Ihr fehlt dann das Bindemittel, der ‘Zement’.“ (van der Loo/van Reijen 1997, S. 93)�


Die Erfahrungen des mißglückten Widerstandes gegen die Zechenschließung liegen vor. Fast gleichzeitig vollzieht sich der Konflikt um Garzweiler II von dem die Region ebenfalls betroffen ist. Beide Beispiele ließen und lassen ein Wir-Gefühl in der Opposition entstehen. Enthalten ist in diesen Reaktionen die Artikulation einer alternativen Vorstellung - die Verpflichtung auf ein gemein�sames Ziel, statt sich auf einen oberflächlichen Frieden einzulassen. Denn „eine wesentliche Voraussetzung für die Entwicklung dünn besiedelter ländlicher Regionen sind ... nicht nur genaue Kenntnisse über die gegebenen Ressourcen und ihre Nutzung sowie über Entwicklungschancen und -risiken in der Zu�kunft, sondern auch ein entsprechender politischer Wille und gesellschaftli�ches Engagement der Bürger. Dies setzt wiederum ein ‘gesundes’ Regionalbe�wußtsein voraus, d.h. den Abbau der zur Zeit noch vielfach herrschenden ‘Restraum-Mentalität’.“ (Gatzweiler 1986, S. 42f.) „Lokales Wissen und loka�les Handeln sind nicht mehr, wie in vormodernen Zeiten, umfassend und nur den Erfordernissen des lokalen Milieus angepaßt. Sie vermitteln dem Indivi�duum längst nicht mehr das Gefühl der sicheren Kontrolle über die Umstände des täglichen Lebens, denn das Ineinander von Lokalem und Globalem wird täglich erfahrbar. Die örtliche Umgestaltung gehört nicht weniger zur Globa�lisierung als die laterale Verbreitung sozialer Verbindungen über Raum und Zeit hinweg.“ (Elsen 1998, S. 140) Partikularismus ist die Parteinahme für das Besondere, für Heimat und die kleine Gemeinschaft. Die andere Seite be�schreibt den Universalismus und beide Ebenen der Betrachtung beziehen sich heute mehr denn je aufeinander. Insofern ist Region kein neutraler Begriff mehr. „Daß heute eher von Region als Raum gesprochen wird, hat zuallererst damit zu tun, daß der Globalanspruch der Raumordnung als politisches Projekt gescheitert und als intellektuelle Haltung nicht mehr opportun ist. Das heißt nicht, daß dort, wo von Region geredet wird, auch Region ist. Wird wirt�schaftspolitisch von Region geredet, dann liegt vielmehr der Verdacht nahe, daß die Region bloß eine Behauptung ist, die dazu dient, Politiken wirtschaftli�cher Ertüchtigung durchzusetzen oder ein übergestülptes planerisches Raum�konzept nachträglich zu legitimieren.“ (Hoffmann-Axthelm 1996, S. 43) Das Diktat der Standortsicherung entlarvt sich als leere Hülle. Politische Akzente müssen endlich aus dem Schatten wirtschaftlicher Interessen heraustreten. Der Logik des Profits und des Mehr-haben-Wollens müssen andere Werte gleich�rangig gegenübergestellt werden. Gelingen kann das nur, wenn Politik ihre fa�talistische Haltung aufgibt und die Initiative ergreift. Entsprechende Schritte sind nur als Gemeinschaftsprojekt - mit den Bewohnern der Region gemeinsam - erfolgversprechend. Ein solcher Schulterschluß soll nicht signalisieren, sich ‘rotbackig in die Globalisierungsfluten zu stürzen’ (Lepenies 1997) und sich damit von den ‘kleinen Inselchen des Gewohnten’, die längst schon an Gebor�genheit verloren haben endgültig zu verabschieden.


Hier fügt sich die Kategorie des ‘ideologischen Regionalismus’ (Meier-Dallach 1985) ein, womit die Tendenz umschrieben wird, ein öffentliches Regionalge�fühl zu propagieren, um neue ökonomische und politische Einflußsphären zu besetzen und für diese bei der Bevölkerung Akzeptanz zu erzeugen�. “Im Kontext des neuen ‘ideologischen Regionalismus’, der regional extensivierten Konsum-, Kultur- und Mobilitätsmärkte, die sich nivellierend über den ländli�chen Raum gelegt haben, ist ein Pluralismus der ‘Erreichbarkeiten’ entstanden. ... (Diese haben sich, A.F.) - ohne die traditionell konfliktvermeidenden Struk�turen des ländlichen Raumes in Frage zu stellen - gleichsam als ‘postmoderne Folie’ über den ländlichen Raum gelegt. Dagegen kommt ein Konzept, wie das der ‘eigenständigen Regionalentwicklung’, das auf Behelligung, auf Konflikt und Konfliktaustragung aufbaut, ideologisch nicht an.“ (Böhnisch/Funk 1989, S. 269) Die Verfasser bringen es auf den Punkt: Entweder gelingt es dem be�schriebenen integrativen Ansatz folgend, auch und insbesondere bei der betrof�fenen Bevölkerung Bewußtsein für ihren Lebensraum zu stärken bzw. zu wecken, zumindest den allgemeinen Diskurs zu fördern� oder Strukturwandel und -krise wirken paralysierend. Entwicklungen benötigen Zeit, lassen sich nicht in einen Rahmen pressen. „Grenzen der Veränderbarkeit haben auch et�was mit der Zeit zu tun. Wirkungen der ländlichen Entwicklungen werden sich meines Erachtens aber erst nach 10 bis 15 Jahren einstellen, und dies auch nur, wenn sie wirklich komprimiert, engagiert und zielorientiert betrieben wird. Dazu bedarf es aber vordringlich der Beweglichkeit in den Köpfen, der Bereit�schaft, bisherige Einstellungen, die mehr auf Warten und Aufnehmen ausge�richtet waren, zu verändern in Richtung Handeln und Selbstverantwortung.“ (Pfeiffer 1996, S. 262) Und schließlich: Letzlich aber spiegelt sich die neue Welt im Alltäglichen, nicht in den großen Gesten sondern in den Dingen des Alltags.


� Die 1911 gegründete Zeche „Carolus Magnus“ wurde bereits 1962 geschlossen. Nach zwi�schenzeitlich über dreißig Jahren kommunaler Stadtplanung, dem Abriß von damaligen Ze�chengebäuden, der Errichtung neuer Verkehrsachsen - teilweise mitten durch ehemalige Berg�mannssiedlungen - im Zusammenwirken mit individuellen Sanierungsmaßnahmen haben den Charakter geschlossener Siedlungskomplexe aufgeweicht. Auf dem ursprünglichen Zechenge�lände sind noch das ehemalige Verwaltungsgebäude, die Waschkaue und der Wasserturm vor�handen. Derzeitige Nutzungsüberlegungen der Landesentwicklungsgesellschaft gehen in Rich�tung Gewerbepark. Bürgerinitiativen setzten sich in der Vergangenheit massiv für den Erhalt der zechentypischen Bauwerke ein. Während erste Planungsentwürfe eine ungebundene Nut�zung des Areals favorisierten, ist mittlerweile allen Varianten gemeinsam, daß der schwarze Wasserturm erhalten werden soll, daß die Waschkaue umfunktionalisiert wird und im Gelände Grünanlagen großzügig Platz eingeräumt werden soll. Dieser Planungsstand wurde nicht zuletzt von Bürgern durchgesetzt, die trotz aller Umstrukturierungsmaßnahmen in ihrer Stadt die Wur�zeln ihres unmittelbaren Lebensraumes, nämlich Zechenort gewesen zu sein, nicht abstreifen wollten.


� Pierre Bourdieu (1998, S. 43) definiert den Charakter der Globalisierung folgendermaßen: „Sie ist ein Mythos im starken Wortsinne, ein Machtdiskurs, eine ‘Ideenmacht’, eine Vorstel�lung, die gesellschaftliche Macht besitzt, die Glauben auf sich zieht.“


� „In unseren Augen ist die Arbeit nämlich noch immer an das Industriezeitalter geknüpft, an den von Immobilien und konkret faßbaren Gegenwerten geprägten Kapitalismus. An jene Zeit, in der das Kapital mit offenkundigen Garantien verbunden war wie solide angesiedelte Fabri�ken, leicht auffindbare Orte: Fabrikanlagen, Bergwerke, Banken, Gebäude, die in unserer Landschaft verwurzelt, in die Kataster eingetragen waren. Wir glauben, noch immer in dem Zeitalter zu leben, als man deren Fläche schätzen, ihre Lage festmachen, ihre Kosten ermessen konnte. Handel und Geldverkehr folgten nachvollziehbaren Kreisläufen. ... All das erfolgte mit�ten unter uns, in der uns vertrauten Geographie, in vertrauten Rhythmen - auch wenn sie biswei�len überzogen waren. Und es äußerte sich in unserer Sprache, in unserer Ausdrucksweise. Wir erlebten zwar eine häufig desaströse Verteilung der Rollen, aber wir erlebten sie alle als Figu�ren desselben Romans. Nun ist diese Welt, in der die Orte der Arbeit und die der Wirtschaft zu�sammenfielen, wo die Arbeit vieler Akteure für die Entscheidungsträger unersetzlich war, aber wie weggezaubert. Noch immer glauben wir, in dieser Welt zu leben, in ihr zu atmen, ihr zu gehorchen oder sie zu beherrschen - aber sie existiert nicht mehr, oder nur noch scheinbar, und das unter Kontrolle der wahren Kräfte, die sie auf diskrete Weise lenken und ihr Scheitern be�treiben. Mit ihr sind auch die Modelle der Übergangszeit wie weggezaubert, die ihr nach und nach auf dem Weg zur Welt von heute gefolgt sind, zur Welt des Multinationalen, des Trans�nationalen, des absoluten Liberalismus, der Globalisierung, des Virtuellen. ... Die völlig neue Welt, die im Zeichen der Kybernetik, der Automatisierung, der revolutionären Technologien entsteht und die nun die Macht ausübt, scheint sich versteckt zu halten, sich in abgeschotteten, ja esoterischen Zonen zu verschanzen. Sie stimmt nicht mehr mit uns überein.“ (Forrester 1998, S. 31ff.)


� Das Verhältnis zu den Niederlanden, insbesondere zur Provinz Limburg (Euregio, Arbeitsgemeinschaft Grenzland Kreis Heinsberg - Limburg, Zweckverband ‘Naturpark Schwalm-Nette’ u.a.) erfährt in diesem Rahmen eine Renaissance.


� Gängler (1990, S. 167) erläutert sein Konzept von Regionalität: „Es läßt sich verdeutlichen an seinen beiden Polen: als Frage nach der Angebots- und Infrastruktur (sozialer Bereich), die im Kontext einer ‘Regionaltopographie’ erschlossen werden und als Frage nach den Umgangs�weisen mit und Einstellungen zu sozialen Problemen, ... die im Kontext der vorherrschenden ‘Regionalmentalität’ deutlich werden. Erst über die Kenntnis der Regionaltopographie und der Regionalmentalität eröffnet sich ein Zugang zur regionalen Bewältigung sozialer Probleme“.


� „Aus dieser Perspektive sind neue Flächeninanspruchnahmen grundsätzlich kritisch einzu�schätzen. Denn sie sind verbunden mit der Abnahme der potentiellen ökologischen Ausgleichs�flächen für den Klima- und Wasserhaushalt, einem weiteren Rückgang der naturnahen Flächen und der Artenvielfalt, einer zunehmenden Bodenversiegelung mit der Folge eingeschränkter Grundwasserneubildung. Die anhaltende Zersiedelung zerstört zusammenhängende natürliche Lebensräume und führt zu längeren Wegen für Versorgungs-, Arbeits- und Freizeitfahrten.“ (Gatzweiler/Irmen 1997, S. 48)


� Über Ansätze einer Politik für den ländlichen Raum siehe ausführlich Maier (1996).


� Vgl. Mayntz (1985).


� Zwischen den Zeilen des Artikels ist herauszulesen, daß vermutlich eine kooperative Zusam�menarbeit der Kommunen nicht reibungslos funktioniert. Zu verlockend dürfte es sein, den ei�genen Industriepark zu füllen und die Interessen anderer Orte als zweitrangig einzustufen. „Den Entwicklungen liegt ... der Sachverhalt zugrunde, daß die Kommunen je ihren eigenen Vorteil suchen müssen. In ihrer Konkurrenz ist die Neigung begründet, die Vorteile ihrer peripheren Lage gegenüber den Siedlungszentren auszunutzen und Wohn- und Gewerbegebiete auszuwei�sen, die den Prozeß der Siedlungserweiterung samt seinen Folgen nur vorantreiben können.“ (Sieverts 1998, S. 19)


� „Technologiepark, Region und Grünzug sind einerseits globale Glattmacher, berufen sich andererseits auf Arbeitsplatzmangel vor Ort, Lokalität als Widerstand gegen die großen Zen�tren, auf die säkulare Wachablösung des Industriezeitalters durch postindustriellen Naturbezug. Die Kurzschließung von globalen und lokalen Interessen ist sowohl eine intellektuell eingän�gige Botschaft als auch ein unerbittliches Erfordernis der Vermarktung von Flächen in Konkur�renz- und Krisensituationen. Das Bündnis hat für beide Seiten Vorteile: Die lokalen Interessen erhalten gegen die übliche kommunale und betriebliche Ignoranz Beistand in ihrem Drängen auf Erhaltung, Naturschutz, Identität. Die regionale Neuverwertung braucht die geretteten Werte.“ (Hoffmann-Axthelm 1996, S. 49)


� „Räumliche Polarisierungen (sind) nicht mehr in erster Linie zwischen, sondern innerhalb gleicher siedlungsstruktureller Raumkategorien festzustellen: zwischen ländlichen Räumen, zwischen Städten und Stadtregionen und zwischen Stadt und Umland. Der internationale Wett�bewerb spielt sich als Konkurrenzkampf zwischen Standorten und Regionen ab, die um die gleichen Arten von Funktionen konkurrieren. Konkurrenz und Kooperation finden sich insofern in einem vielseitigen Spannungsfeld.“ (Gatzweiler/Irmen 1997, S. 38)


� Dettling (1995, S. 102) bemerkt zur ‘Magie der großen Zahl’: „Aufgabe von Programmen ist es, die Schnittmengen zwischen dem Aktivitätspotential der von Arbeitslosigkeit Betroffenen und dem gesellschaftlichen, ökonomisch darstellbaren Bedarf an Arbeit zu ermitteln. Dabei kommt es vor allem auf die richtigen Anreizstrukturen an - und nicht nur auf die Höhe der für die Arbeitsmarkt-Integration zur Verfügung stehenden Mittel.“ Richtig ist gleichzeitig auch die Tendenz der Kapitalintensivierung von Arbeitsstellen. Afhelt (1997, S. 50f.) folgert: „Mit der Modernisierung steigt zwangsläufig die Kapitalintensität, der Anlagewert je Arbeitsplatz. Die steigende Kapitalintensität gefährdet ... auf Dauer die Schaffung ausreichend vieler neuer Ar�beitsplätze, weil die Investition in Arbeitsplätze zu teuer wird. ... Denn 200 Mio. DM Investi�tionen für 200 Arbeitsplätze, also 1 Million je Arbeitsplatz, sind nicht einmal ein Spitzensatz.“


� Vgl. u.a. Lay (1994).


� Für das Kreisgebiet, interpretiert als Teilgebiet wirtschaftlicher Verflechtungen gilt: „Alles, was außerhalb des jeweils aktivierten Systemzusammenhangs steht, wird im Prinzip nicht wahrgenommen. ... Das bedeutet auch, daß diese Sicht (der Region; A.F.) als eines großen Pro�duktions- und Konsumationssystems zum ‘Ausblenden’ aller nicht unmittelbar zum technischen und wirtschaftlichen Funktionieren beitragenden Qualitäten führt. Hierzu gehört z.B. auch die Erlebnisqualität der Wege, die nur als technisches, zeit- und raumüberwindendes Instrument gesehen und nicht als Stück Einheit von Lebensraum und Lebenszeit begriffen werden. Dies gilt im Prinzip für den gesamten öffentlichen Raum, soweit er nicht für Zwecke des Marktes instrumentalisiert wird.“ (Sieverts 1998, S. 88)


� Tatsächlich tragen die Berufspendlerströme - zunehmend auch der Freizeitverkehr - am stärksten zu den Verkehrsbelastungen bei. „Die verbesserte Verkehrsinfrastruktur und die hö�here PKW-Besitzquote (werden) von vielen Erwerbstätigen offensichtlich dazu genutzt, die Wahl des Wohnstandortes vom Arbeitsort weiter abzukoppeln - bei akzeptabler Erreichbarkeit - weitere Distanzen in Kauf zu nehmen.“ (Gatzweiler/Irmen 1997, S. 54) Obwohl diese Be�schreibung nicht explizit auf das Untersuchungsgebiet bezogen ist, gilt sie jedoch für ver�gleichbare Räume, womit ähnliche Entwicklungstendenzen auch hier prognostizierbar werden.


� „Aus diesen gegensätzlichen Merkmalen ergibt sich eine Grundspannung der Transformati�onsgesellschaft, die unauflöslich ist: Sie ist komplex strukturiert, von Sachzwängen geprägt und übt einen gewaltigen Konformationsdruck auf ihre Mitglieder aus, dem kaum jemand entkom�men kann; zugleich ist sie davon überzeugt, sich aus freien und gleichen Individuen zusammen�zusetzen, die autonome Diskurse pflegen und über die ‘Werte’ und ‘Ziele’ ihres Lebens selbst bestimmen können. Dieser innere Gegensatz macht sich dadurch geltend, daß das eine gegen das andere Motiv gestellt wird, woraus sich politisch-ideologische Gegensätze formieren kön�nen, in denen jeweils eine Seite von gegnerischen Gruppen besetzt wird. So kann jederzeit das normative Programm individueller Freiheit und Gleichheit gegen die reale Komplexität und Strukturiertheit ausgespielt werden.“ (Sieferle 1997, S. 201f.)


� „Tatsächlich stützt sich die Macht der neoliberalen Ideologie auf eine Art neuen Sozialdar�winismus. ... Max Weber hat einmal gesagt, daß es die Herrschenden immer nach einer ‘Theodizee ihrer Privilegien’ verlange, oder besser, nach einer Soziodizee, einer gedanklichen Rechtfertigung ihrer gesellschaftlichen Sonderrechte. Kompetenz bildet heute das Herzstück dieser Soziodizee, die nicht nur, und ganz naheliegend, von den Herrschenden anerkannt wird, sondern auch von allen anderen.“ (Bourdieu 1998, S. 51f.)


� Vgl. auch Ehrenreich (1994).


� „Der Kommunitarismus kritisiert, daß es für den Erhalt der demokratischen Institutionen nö�tig ist, um die Grausamkeit als das Schlimmste zu empfinden, daß sich die Menschen seelen�verwandt fühlen, daß sie einen metaphysischen Glauben an etwas allen Menschen Gemeinsa�mes besitzen, daß man also auf eine gemeinschaftsorientierte Sprache nicht verzichten dürfe.“ (Schönherr-Mann 1996, S. 90)


� „Und doch heißt De-Lokalisierung und Re-Lokalisierung nicht automatisch Renaissance des Lokalen. ... Denn in der Wiederbelebung des Lokalkolorits wird die De-Lokalisierung unter�schlagen. Re-Lokalisierung, die sozusagen durch das Unendliche der De-Lokalisierung gegan�gen ist, kann nicht mit linearem Weiter-So-Traditionalismus gleichgesetzt werden und als bornierter Provinzialismus praktiziert werden. Denn der Bezugsrahmen, in dem sich die Bedeu�tung des Lokalen erweisen muß, ändert sich. De-Lokalisierung und Re-Lokalisierung zusam�mengenommen haben sicherlich vielfältige Konsequenzen, schließen aber vor allem ein, daß sich lokale Kulturen nicht mehr direkt im Einigeln gegen die Welt rechtfertigen, bestimmen und erneuern können. An die Stelle dieser kurzschlüssigen - wie Anthony Giddens sagt - Begrün�dung von Tradition mit traditionellen Mitteln (die er ‘fundamentalistisch’ nennt) tritt der Zwang, de-traditionalisierte Tradition im globalen Kontext, im translokalen Austausch, Dialog, Konflikt zu re-lokalisieren. Kurz gesagt, findet eine nicht-traditionalistische Renaissance des Lokalen statt, wenn es gelingt, lokale Besonderheiten global zu verorten und in diesem Rahmen konfliktvoll zu erneuern.“ (Beck 1997a, S. 87)


� Albrow (1997, S. 311) bezeichnet soziale Beziehungsnetze, die Orte durchkreuzen und in�teragieren als Soziosphären. „Die neue soziale Landschaft wird aus Soziosphären gebildet, die sehr unterschiedliche Ausdehnungen in Zeit und Raum haben. Entwurzelung und Zeit-Raum-Verdichtung wirken sich auf verschiedene Gruppen sehr unterschiedlich aus. Eine der wichtig�sten Folgen der Globalisierung für den Ort ist, daß Menschen an einem Ort wohnen und ihre wichtigsten sozialen Beziehungen sich fast ganz nach außen und über die ganze Welt erstrek�ken. Dies bedeutet, daß Menschen den Ort als Sitz und Ressource sozialer Aktivitäten in sehr unterschiedlicher Form entsprechend der Ausdehnung ihrer Soziosphäre nutzen.“ Er folgert weiter, daß „sich die örtliche Kultur fast spurlos in die allgemein zugänglichen Einrichtungen eines bequemen Platzes zum Leben auflöst.“ (S. 313)


� „Die These, daß Menschen voneinander abhängig sind, bildete den Ansatzpunkt des franzö�sischen Denkers Emile Durkheim (1858 - 1917). ... Menschen, so behauptet Durkheim, sind wertende und normierende Wesen. Wenn sie in einen gemeinsamen Gesellschaftsverband auf�genommen sind, verfügen sie über eine conscience collective (Kollektivbewußtsein): Das ist das Bewußtsein - so gering, vage oder unreflektiert es auch sein mag -, daß man zusammen mit anderen eine Gemeinschaft bildet. ... Der Mensch ist für Durkheim also in erster Linie ein so�ziales Wesen. Zusammenleben mit anderen bedeutet, daß man aufgenommen ist in eine über�individuelle Gemeinschaft. Es bedeutet auch, daß man aufgenommen ist in ein überindividuel�les, kollektives Bewußtsein: die Summe der mit der Gruppe geteilten Werte und Normen. Das Kollektivbewußtsein bestand bereits vor dem Individuum, und es wird weiterbestehen, wenn das Individuum wieder von der Erde verschwunden ist. Aus dem Kollektivbewußtsein bezieht das Individuum seine Identität.“ (van der Loo/van Reijen 1997, S. 93)


� „Die Herausbildung regionaler Netzwerke ist als eine Voraussetzung für die räumliche Ent�wicklung zu betrachten. Die Aktivierung endogener Potentiale oder die Verbesserung regiona�ler Wettbewerbsvorteile werden damit an einen sozialpsychologischen und kulturellen Faktor gebunden. Die regionale Identität ist dabei nicht nur mögliche Ursache, sondern auch Folge von räumlichen Entwicklungen und ist somit instrumentalisierbar, also zum Wohl der Region z.B. durch Imagekampagnen umsetzbar. Damit kommt es zur Stärkung des regionalen Selbstbe�wußtseins, das wiederum zu einer Mobilisierung bzw. zu einer Aktivierung der in der Region ansässigen Personen führt, im Sinne der Erzeugung einer Aufbruchstimmung.“ (Maier 1996, S. 54)


� Siehe zur Diskussion entsprechender Ansätze ausführlich Jarre (1996).
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